
D
ie Welt wird durch globale Kon
zerne und durch Regionen, die
jeweils nach dem notgedrunge

nen Willen ihrer Regierungen kooperie
ren, Schritt für Schritt zu einer Einheit
zusammengeschweißt. Dies ist eine
Kernaussage von Edzard Reuter, Vor
sitzender des Vorstandes der Daimler
Benz AG (1).
Wohl nicht ganz zufällig folgte der Bei
trag von Reuter in „Die Zeit“ auf eine
sensationelle Ankündigung von Anfang
März dieses Jahres: Daimler Benz, mit
etwa 80 Mrd. DM Umsatz größter deut
scher Konzern, und Mitsubishi, vermut
lich größtes Unternehmen der Welt und
etwa 10mal so umsatzstark wie Daim
ler, wollen eine Kooperation auf nahe
zu allen Betätigungsfeldern der beiden
Unternehmen eingehen. Ausgeschlos
sen wurde lediglich — vermutlich, um
keine Erinnerungen an die Achse .‚Ber
Im-Rom-Tokio“ wachzurufen — der
Rüstungsbereich.
Sieht man einmal von den wirtschaftli
chen Problemstellungen (synergetisches

Potential der Partnerschaft usw.), die
mit dieser Allianz aufgeworfen werden,
ab, so ist doch gerade auch die wirt
schafts- und ordnungspolitische Dimen
sion, die Reuter dieser Allianz beimißt.
äußerst bemerkens- und bedenkens
wert. Dies gilt vor allem auch ange
sichts der aktuellen Diskussion zur Zu
kunft der heutigen Militärbündnisse
und der Gestaltung des wirtschaftlichen
Verhältnisses der KSZE-Staaten.

Überlagerung
von Machtstrukturen

Tatsache ist vorerst einmal, daß immer
häufiger derartige Allianzen für die Ab
sicherung von Wettbewerbspositionen
in der Weltwirtschaft geschlossen wer
den. Dies gilt insbesondere für Bran
chen mit hohem High-Tech-Einsatz.
Neue Technologiegenerationen sollen
in ihren Kosten und Risiken geteilt wer
den. Insofern ist der Fall Daimler-

Mitsubishi kein Einzelfall. Auch ist man
in dieser Partnerschaft keineswegs aus
schließlich aneinander gebunden. Jeder
kann durchaus auch noch weitere Alli
anzen eingehen.
Was allerdings durch die wachsende
Anzahl solcher Allianzen passiert, ist
die Entstehung eines globalen Netzwer
kes wirtschaftlicher Bündnisse. Damit
einher geht die Verschiebung der beste
henden Machtverhältnisse.
Dabei können diese Netzwerke ihre
Machtzentren und -achsen durchaus an
anderer Stelle haben als die politischen
oder militärischen Netzwerke. Die ver
schieden dimensionierten Netzwerke
überlagern sich gewissermaßen, wo
durch Spannnungsfelder zwischen Poli
tik und Wirtschaft entstehen können.
Sicherlich ist es auch so, daß sich die
Entwicklungen in den einzelnen Netz
werken wechselseitig beeinflussen: Die
Veränderungen der politischen Verhält
nisse im Osten schaffen neue Möglich
keiten für wirtschaftliche Kooperatio
nen; oder die wirtschaftliche Entwick
lung des pazifischen Raumes stellt ge
wisse Anforderungen an die „politische
Begleitung“ europäisch-asiatischer Zu
sammenarbeit.
In letzterem Fall macht die Wirtschaft
in gewissem Maße Außenpolitik. Wir
wissen alle, daß zum Beispiel die Politi
ker Frankreichs sehr intensiv auch in
die Bearbeitung der ausländischen
Märkte eingeschaltet werden. Auch Fe
lipe Gonzales hatte vor kurzem seine
Diplomaten zusammengerufen, damit
sie sich mehr für die Belange der ex
portierenden spanischen Wirtschaft
einsetzen.
Doch während in diesen Fällen die na
tionale Souveränität wohl unberührt
bleibt, geht das, was Reuter anspricht,
weit darüber hinaus. Er sieht in den
Wirtschaftsräumen der über Strategi
sche Allianzen verbundenen Konzerne
auch die zukünftigen politischen Ein-
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Machwerschiebung durch Bündnisse und neue Netzwerke:

Nimmt die Wirtschaft
der Politik das Heft weg?

Für die Absicherung der Wettbewerbspositionen auf dem Weltmarkt wer

den immer häufiger Allianzen über Länder und Kontinente hinweg ge

schlossen. Dabei entsteht ein globales Netzwerk unterschiedlicher

Sündnisse. Professor Günther Müller-SteWens kommentiert die Tatsa

che, daß damit auch gleichzeitig eine Machtverschiebung von der Politik

auf die Wirtschaft verbunden ist.
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heiten, denen sich die Nationalstaat
lichkeiten unterzuordnen hätten. Folge
die Politik den wirtschaftlichen Struktu
ren. so würde man aufgrund der Inter
essenverflechtungen der internationa
len Konzerne auch Sicherheitspolitik
betreiben.. Dann muß die Politik aus
Gründen machtpolitischer Stabilität
Vernetzungen jeder Art fördern, ... —

wohl wissend, daß dies zugleich die
traditionelle Machtsouveränität der
Staaten weiter auflösen wird.“

Das Dilemma des politisch
motivierten Konzernstrategen

Diese Aussage von Reuter macht deut
lich, in welches Dilemma wir — unsere
Gesellschaft und ihre Entscheidungsträ
ger — geraten sind: Einerseits muß un
sere Wirtschaft den Tendenzen zur in
ternationalen Arbeitsteilung folgen, und
sicherlich sollte unsere Politik Initiati
ven in dieser Richtung nicht nur aus ei
ner nationalen Perspektive beurteilen.
Auch sollten wir froh sein, wenn wir
politisch argumentierende Führungs
kräfte — wie Reuter — an der Spitze un
serer Konzerne haben, denn längst be
rührt wirtschaftliches Handeln mehr
als nur die Wirtschaft eines Landes.
Wenn wir wollen, daß unsere Konzerne
sich als „Weltbürger“ verstehen, dann
dürfen wir uns nicht darüber beklagen,
daß ihre Lenker auch politisch denken,
handeln und Verantwortung überneh
men wollen — und zwar im Rahmen der
gewachsenen wirtschaftlichen (Macht-)
Strukturen.
Andererseits sind die Vorstände unse
rer Konzerne nicht vom Volk gewählt
und damit auch nicht narh demokrati
schen Prinzipien vom Volk wieder ab-
wählbar. Verliert aber zum Beispiel die
Außenpolitik einen Teil ihrer Kompe
tenz und Eigenständigkeit an eine
durch die internationalen Konglomera
te prädeterminiene „Wirtschaftspoli
tik“, dann liegt die Zukunft eines Lan
des oder einer Wirtschaftsregion nicht
mehr in den Händen der durch die Bür
ger dieses Landes eingesetzten Regie
rung.
Die Politik kann und darf nicht zur rei
nen Exekutive der Wirtschaft werden.
Die Wirtschaft kann und darf sich aber
auch nicht durch nationalstaatliche Re-

Prof. Dr. Günther
Millier-Stewens ist
Inhaber des Lehr
stuhls für BWL an
der Universität-GK
Duisburg mit dem
Schwerpunkt
Planung,
Organisation und
Personaiwirtschaft.

swilcüonen und Auutrkiewünsche von
der Gestaltung der den weltwirtschaftli
chen Erfordernissen entsprechenden
Strukturen abhalten lassen.
Sie hat sogar den Auftrag, sich diesen
globalen Herausforderungen anzuneh
men — nicht zuletzt auch wieder zur Si
cherung nationaler Arbeitsplätze.
Eine Abschwächung dieses Dilemmas
können wir wahrscheinlich nur aus der
Akzeptanz eines gemeinsamen, die bei
den Netzwerke „Politik“ und „Wirt
schaft“ verkoppelnden Handlungsrah
mens erwarten. Dieser muß auch den
gesamten regionalen Handlungsraum
der Akteure umfassen und darf damit
nicht an nationalen Grenzen abrupt en
den.

Die Rechtsordnung
als verbindendes Element

Auch wenn man das friedensstiftende
Element eines integrierten Marktes an
erkennt, so ist es aber auch möglich,
daß nicht nur von politischer, sondern
auch von wirtschaftlicher Macht eine
Bedrohung des Friedens ausgehen
kann. Deshalb wäre es im Sinne der
Friedenssicherung sicherlich nicht
wünschenswert, wenn die durch die

weltweite Arbeitsteilung entstehenden
Freiräume nationalstaatlicher Souverä
nität durch wirtschaftliche Macht aus
gefüllt würden. Hier ist vielmehr eine
o rd n ungs politische Herausforderung
gegeben, einen die Nationalstaaten
überspannenden Rahmen zu schaffen,
innerhalb dessen es Richtlinien und Re
geln für eine Kontrolle und Steuerung
der Verteilung wirtschaftlicher Macht
gibt.
Deshalb ist wohl Kurt Biedenkopf zuzu
stimmen, wenn er darauf verweist,
daß das Recht die Grundlage und den
Rahmen auch für die über die nationa
len Souveränitäten hinausreichende In
tegration der Wirtschaft gestaltet“ (Die
Zeit, 23.3.90). Die Aufgabe der weltwei
ten Friedenssicherung dürfte also eher
beim Recht und nicht bei der Wirtschaft
zu suchen sein.
In Zeiten sich überstürzender wirt
schaftlicher wie auch politischer Ereig
nisse scheint es mir mehr denn je wich
tig zu sein, daß die wirtschaftliche Ent
wicklung die politische nicht „abhängt“
oder sie zum Folgen gewissermaßen
„nötigt“

Synchronisierung politischer und
wirtschaftlicher Entwicklungen

Wirtschaftliches 1-landeln findet im Rah
men unserer Rechtsordnung statt. Diese
ist wiederum nur so gut, wie sich alle
Betroffenen politischen Handelns in sie
einzubringen vermögen.
Um es hier zu keiner unnötigen Entkop
pelung von Politik und Wirtschaft kom
men zu lassen, ist ein permanenter ver
ständnisorientierter Diskurs zwischen
beiden zu fordern. Sein Ziel ist die Wei
terentwicklung eben dieser Rechtsord
nung, sowohl auf nationaler als auch
„übernationaler“ Ebene. Dabei muß
auch für ein Verständnis unterschiedli
cher Perspektiven (wirtschaftliche, öko
logische usw.) geworben werden. Wird
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